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A. Einleitung

I. Ausgangspunkt

Allgemeine Geschäftsbedingungen – oder kurz AGB – lassen sich aus den heu-
tigen Geschäftsbeziehungen nicht mehr wegdenken. Dies hat insbesondere ökono-
mische Gründe.1 Verwendet werden sie daher nicht nur in Verträgen zwischen
Unternehmern, sondern auch als Verbraucher hat man es bei Rechtsgeschäften re-
gelmäßig mit dem Klauselwerk eines Unternehmers zu tun. Dadurch kann dieser die
Vertragsbeziehung in bestimmten Bereichen nach seiner Vorstellung und zu seinen
Gunsten ausgestalten. Dementsprechend breit gefächert sind auch die in AGB ty-
pischerweise geregelten Bereiche. So enthalten sie beispielsweise die Modalitäten
von Zahlung, Lieferung oder Erstattung, Gefahrübergang sowie Haftungsbe-
schränkungen oder -ausschlüsse.

Die damit verbundenen Fragestellungen und Probleme beschränken sich nicht auf
den inländischen Rechtsverkehr, sondern treten ebenso in grenzüberschreitenden
Geschäfts-beziehungen auf. Bei internationalen Sachverhalten hängt ihre Lösung
maßgeblich vom jeweils anwendbaren Recht ab. Häufig handelt es sich dabei um
unvereinheitlichtes nationales Recht. Vertragsstatut kann aber auch materielles
Einheitsrecht sein. In Betracht kommt insbesondere das Wiener UN-Kaufrecht
(CISG),2 das mittlerweile von fast allen großen Wirtschaftsmächten ratifiziert
wurde.3

In den letzten Jahrzehnten wurden aber auch mehrere Regelwerke ausgearbeitet,
die zwar größtenteils nicht rechtsverbindlich sind, aber durchaus als Vertragsstatut
dienen könnten: die UNIDROIT Principles of International Commercial Contracts
(PICC), die Principles of European Contract Law (PECL) und der Draft Common
Frame of Reference (DCFR). Alle diese Werke sind das Ergebnis einer langen und
umfassenden rechtsvergleichenden Arbeit ihrer jeweiligen wissenschaftlichen
Kommissionen. Die Bezeichnung als „Principles“ verdeutlicht, dass die Werke selbst
nicht als eigene Rechtsordnung, sondern als Grundregeln verstanden werden sollen.4

1 Dazu näher unten B. I.
2 „UN Convention on Contracts for the International Sale of Goods“ vom 11. 04. 1980,

BGBl. 1989 II, 588.
3 Derzeit haben 78 Staaten das CISG ratifiziert (Stand: 06. 03. 2013). Unter http://www.cisg.

law.pace.edu/cisg/countries/cntries.html sind alle Vertragsstaaten mit ihren jeweiligen Vorbe-
halten aufgeführt (Stand: 30. 07.2013). Das Vereinigte Königreich fehlt bislang (instruktiv
dazu: Hofmann, 22 Pace Int’l. L. Rev., 145 ff.).

4 Vgl. Zimmermann, JZ 1995, 477 (478); ders., ZEuP 1995, 731 (732).

http://www.cisg.law.pace.edu/cisg/countries/cntries.html
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Grundregeln sind jedoch ein wichtiger Ausgangspunkt für die Schaffung neuer,
einheitlicher Rechtsvorschriften. Gerade wenn – wie im Falle der EU – eine Vielzahl
von verschiedenen Rechtsordnungen zur Verfügung steht, fällt die Entscheidung für
eine bestimmte Regelungstechnik und –weise nicht immer einfach und wird vor
allem auch nicht kritiklos hingenommen. Die Idee einer grenzüberschreitenden
Analyse der verschiedenen Rechtsordnungen ist daher hilfreich, um einen möglichst
weitreichenden Konsens zu erzielen.5

II. Fortschreitende Rechtsvereinheitlichung in der EU:
Kein Europäisches Zivilgesetzbuch, aber

ein Gemeinsames Europäisches Kaufrecht –
vorerst jedenfalls

Die Rechtsvereinheitlichung innerhalb der EU hat bereits große Fortschritte im
Bereich des Kollisionsrechts gemacht: Für vertragliche Schuldverhältnisse ist nun
die Rom I-VO6 maßgeblich, für außervertragliche die Rom II-VO.7 Für das Unter-
haltsrecht gilt seit 18. 06.2011 die EuUnthVO,8 für die Ehescheidung seit 21.06.
2012 die Rom III-VO.9 Auch für das Erbrecht gibt es mittlerweile eine eigene
Verordnung (sog. EuErbVO)10 und für das Güterrecht ist eine weitere in Planung.11

In Anbetracht dieser Entwicklungen liegt der Gedanke nahe, neben dem Kolli-
sionsrecht auch das materielle Recht zu vereinheitlichen. Am Ende könnte sich
daraus ein Europäisches Zivilgesetzbuch entwickeln. Das Europäische Parlament hat
bereits zweimal von der Kommission gefordert, die für ein solches Projekt not-
wendigen Vorbereitungen zu treffen.12 Von Seiten der Kommission selbst ist bisher
jedoch wenig geschehen. Nicht verschweigen darf man in diesem Zusammenhang
aber, dass die Kommission durchaus Sympathien für eine materielle Rechtsverein-
heitlichung hat erkennen lassen.13 Den Forschungsprojekten, aus denen die PECL
und der DCFR hervorgegangen sind, stand sie sehr wohlwollend gegenüber – was

5 Vgl. Zimmermann, ZEuP 1995, 731 (732).
6 VO (EG) Nr. 593/2008, ABl. EG 2008 Nr. L 177/6.
7 VO (EG) Nr. 864/2007, ABl. EG 2007 Nr. L 199/40.
8 VO (EG) Nr. 4/2009, ABl. EG 2009 Nr. L 7/1.
9 VO (EU) Nr. 1259/2010. Die VO gilt jedoch nicht in allen Mitgliedstaaten.
10 VO (EU) Nr. 650/2012. Die VO gilt ab dem 17. 08. 2015.
11 Vorschlag für eine Verordnung des Rates über die Zuständigkeit, das anzuwendende

Recht, die Anerkennung und die Vollstreckung von Entscheidungen im Bereich des Ehegü-
terrechts vom 16.03. 2011, KOM(2011) 126 endgültig.

12 ABl. EG 1989 Nr. C 158/400 und 1994 Nr. C 205/518.
13 Vgl. aber auch Beale, Juridica International XIV (2008), 10 (11): „European Commission

has vigorously denied that its aim is a unification of contract law across Europe“.
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man nicht zuletzt an der großzügigen finanziellen Förderung dieser Projekte er-
kennen konnte.14

Das europäische Schrifttum hält sich gegenüber der Idee eines Europäischen
Zivilgesetzbuches entweder sehr bedeckt oder lehnt sie aus verschiedenen Gründen
von vornherein ab.15 Mitunter gibt es aber auch Befürworter, die vor allem die
Vorteile einer systematisch in sich abgeschlossenen Kodifikation hervorheben.16

Jedenfalls gegenwärtig ist aber nicht mit einer umfassenden Europäischen Ko-
difikation des Privatrechts zu rechnen, da schon die Kompetenz der EU hierfür
fraglich erscheint.17 Erfolgsversprechender und leichter zu realisieren ist daher der
u. a. von EU-Justizkommissarin Viviane Reding befürwortete Vorstoß, ein optionales
europäisches Vertragsrecht für Verbraucher und Unternehmer zu schaffen.18 Dieses
ist als sog. „28. Rechtsordnung“19 gedacht, die neben die bisherigen 27 mitglied-
staatlichen Rechtsordnungen treten soll und von den Parteien für ihr Vertragsver-
hältnis gewählt werden kann.20 Unabhängig vom Inhalt wird vor allem die Kom-
petenzgrundlage des Art. 114 AEUV, auf die sich die EU-Kommission beruft, stark
kritisiert.21 Der Bundestag hat sich deswegen am 01. 12. 2012 sogar dazu ent-
schlossen, eine Subsidiaritätsrüge zu erheben.22 Zum Streit um die Kompetenz der
EU kommen noch vielfältige Kritikpunkte inhaltlicher Art hinzu.23 Ob und in wel-

14 Näher dazu unten C. II. und III.
15 s. etwa Jansen/Zimmermann, NJW 2009, 3401 (3401 f.); Eidenmüller/Faust/Grigoleit/

Jansen/Wagner/Zimmermann, JZ 2008, 529 (530); Beale, Juridica International XIV (2008), 10
(17); Wagner, ZEuP 2007, 180 (182 ff.); vgl. auch Heiner-Lehne, S. 190; Eidenmüller/Jansen/
Kieninger/Wagner/Zimmermann, JZ 2012, 269 (269).

16 So etwa Hondius, S. 3 ff.; von Bar, FS Henrich, S. 1 ff.; Hesselink, ERPL 2004, 397 (402;
417 ff.); von Bar/Lando/Swann, ERPL 2002, 183 (231 ff.); Müller-Graff, NJW 1993, 13 (23);
vgl. auch Buschmann, S. 198 f.; von Bar, Funktionen des Gemeinsamen Referenzrahmens,
S. 28 f.; Hesselink, 83 Tulane L. Rev. (2009), 919 (923 f.).

17 Vgl. Eidenmüller/Faust/Grigoleit/Jansen/Wagner/Zimmermann, JZ 2008, 529 (530);
vgl. auch Beale, Juridica International XIV (2008), 10 (11). Noch deutlicher Heiner-Lehne,
S. 190.

18 Reding, S. 1 ff.; dies., ZEuP 2011, 1 ff.; dies., Gastkommentar im Handelsblatt vom 5./
6. 11.2010 (Nr. 215), S. 72.

19 Zur unterschiedlichen Bezeichnung als 28. oder – auch nach hier vertretener Auffassung
befürwortet – 2. Rechtsordnung s. unten D. V. 6. a).

20 Reding, ZEuP 2011, 1 (3).
21 Die Frage nach der Kompetenzgrundlage soll in dieser Arbeit dahingestellt bleiben. s.

hierzu ausführlich Daiber, S. 205 ff.; Grigoleit, S. 75 ff.; Schmidt-Kessel, Einleitung, S. 9 ff.;
Müller-Graff, S. 57 ff.; Perner, S. 33 ff.; Ludwigs, EuZW 2012, 608 (608 ff.) mit Ausführungen
zum Verfahren der Subsidiaritätsrüge; vgl. auch schon Max Planck Institut, RabelsZ 75 (2011),
371 (386 ff.); zur Auffassung der EU-Kommission Reding, S. 3 ff.; Staudenmayer, Bedarf,
Mehrwert und Reichweite, S. 37; ders., NJW 2011, 3491 (3495 f.).

22 Zu den Gründen s. Beschlussempfehlung und Bericht des Rechtsausschusses vom 30. 11.
2011, BT-Drucks. 17/8000.

23 s. stellvertretend Eidenmüller/Jansen/Kieninger/Wagner/Zimmermann, JZ 2012, 269 ff.
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